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Die MIT verurteilt die Angriffe von Präsident Putin auf die Ukraine. Diese richten sich immer stär-

ker und brutaler auch gegen die Zivilbevölkerung. Putins Krieg stellt einen klaren Verstoß gegen 

das Völkerrecht und elementare Menschenrechte dar und muss deshalb von der internationalen 

Staatengemeinschaft hart sanktioniert werden. Denn nur scharfe und effektive Sanktionen kön-

nen Präsident Putin und sein Umfeld zu einem Umlenken zwingen. 

 

Die bisherigen Sanktionen reichen dafür nicht aus. Insofern müssen weitere Verschärfungen 

schnell und ernsthaft geprüft werden. Dazu gehört auch ein Energieembargo. Täglich fließen zwi-

schen 600 bis 700 Millionen Euro aus der EU für Gasimporte nach Russland. Mit den Überschüs-

sen wird derzeit auch der Krieg gegen die Ukrainer finanziert. Auf der anderen Seite führt ein 

Energieembargo nicht sicher zu einer Verhaltensänderung, da Russland erhebliche Devisenreser-

ven angehäuft hat. Außerdem erhöhen die im Falle eines Embargos unmittelbar steigenden Ener-

giepreise die russischen Einnahmen aus Öl- und Gasexporten in andere Länder wie China. Zu-

gleich würde ein Embargo die Verbraucher und Unternehmen in Deutschland durch Preissteige-

rungen und zum Teil auch Produktionsstopps massiv belasten. Dies würde sowohl die kostenin-

tensiven Anstrengungen für mehr energiepolitische Souveränität als auch für die notwendige 

Aufstockung der Verteidigungsausgaben erschweren und damit unsere Lage gegenüber dem rus-

sischen Aggressor schwächen. Dennoch müssen wir für diese Option offen sein. 

 

Ein solches Embargo ist allerdings nur wirksam mit einer einheitlichen europäischen und mit den 

USA abgestimmten Haltung. Sollten sich die EU-Staaten gemeinsam mit den USA auf ein Em-

bargo für Gas- und Öllieferungen aus Russland einigen, sollte sich Deutschland dieser Haltung an-

schließen, auch wenn das für unsere Wirtschaft und Verbraucher zu einer erheblichen Belastung 

führen wird. 

 

Gleichzeit sind Bundesregierung und EU aufgefordert, alternative Wege der Versorgungssicher-

heit zu finden und dabei sämtliche Optionen ideologiefrei zu prüfen. Außerdem muss die Bundes-

regierung Vorschläge vorlegen, um die Mehrausgaben bei Wirtschaft und Verbraucher zu kom-

pensieren. 


